
Nach dem Alstom-Schock
Der frühere Chef schuf in Baden einst 2000 Jobs – heute wird dort gegen den Stellenabbau demonstriert

Paul Schneebeli hat als
Länderchef Schweiz bei
Alstom einst 2000 Jobs
geschaffen. Heute lebt
er in Paris, wo über den
angekündigten Stellen-
abbau verhandelt wird

nfang 2002 kürte der
«Blick» Paul Schneebeli
zum «Top-Jobmacher der
Schweiz». Der damalige
Chef von Alstom Schweiz
hatte im Aargau in den bei-

den Vorjahren über 2000 Stellen geschaf-
fen. Lange ist es her. Seit der Pensionie-
rung im Jahr 2004 lebt der heute 73-Jäh-
rige in Paris, der Heimat seiner Ehefrau.
Den jetzigen Verkauf der Alstom-Energie-
sparte an General Electric (GE) und die Be-
kanntgabe der massiven Stellenabbauplä-
ne hat er nur noch am Rande mitverfolgt.
Der Jobabbau sei lokal sicher eine Kata-
strophe, sagt Paul Schneebeli am Telefon.
Gleichzeitig lebe er aber in einer anderen
Geisteswelt: zehn Prozent Arbeitslosigkeit
in Frankreich, die Terroranschläge vom
November. Sein Sohn, sagt er, sei Stamm-
gast im Konzertlokal Bataclan, wo die
meisten Leute starben.

Schneebeli musste auch abbauen
Die Erinnerung an die Krönung zum

«Superman-Schneebeli» im «Blick» ist bei
ihm trotzdem noch präsent. Aber auch,
dass die Jahre vor der Pensionierung in Ba-
den nicht nur Freude brachten. Im Gegen-
teil: Kurz nach dem starken Ausbau musste
er in anderen Bereichen auch schon wie-
der Stellen streichen. «Kahlschlag in Ba-
den», lautete eine Schlagzeile dann.

War das Badener Jobwunder der Jahr-
tausendwende also nicht nachhaltig? Diese
Frage habe er sich zum damaligen Zeit-
punkt gar nicht gestellt, erklärt Schneebe-
li; «es ging ums Überleben.» Der Grund:
Alstom musste die eben von ABB über-

A
nommene und erst im Labor getestete
neue Turbinengeneration marktfähig ma-
chen. «Wir haben von gewissen Problemen
gewusst», sagt Schneebeli rückblickend.
«Aber sie stellten sich als viel gravierender
heraus.» Der Stellenausbau war mehr eine
Reaktion darauf als eine langfristig ausge-
legte Wachstumsstrategie.

Trotzdem gab sich der Alstom-Chef im
«Blick»-Interview 2002 noch optimistisch.
Der weltweite Energiebedarf werde sich in
den nächsten 20 Jahren verdoppeln, pro-
phezeite er. Dann, schon vor der Pensio-
nierung, trübten sich die Aussichten für
den Verkauf von Gaskraftwerken ein. Und
in Baden auf neue Geschäftsfelder zu set-
zen, sei aus finanziellen Gründen schwie-
rig gewesen – die Turbinen-Rettungsaktion
hatte viel Geld verschlungen.

Badens Sonderstellung
Schneebeli war bis 2004 Alstom-Länder-

chef in Baden – eine Position, die später
abgeschafft wurde. Dass der Schweizer
Standort innerhalb des Konzerns deshalb
an Gewicht verlor, glaubt er nicht. Baden
habe vielmehr eine Sonderstellung einge-
nommen, denn mit der Übernahme des
ABB-Kraftwerkgeschäfts wurde der Lizenz-
vertrag mit GE für die Turbinen-Produk-
tion im französischen Belfort gekündigt.
Baden blieb alleiniger Produktionsstandort
«und hatte deshalb als Kompetenzzentrum
für Alstom einen ganz anderen Stellenwert
als heute für GE, das ja auch an anderen
Orten noch Turbinen produziert».

Die Gefahr, dass die verschiedenen
Standorte gegeneinander ausgespielt wer-
den, ist im aktuellen länderübergreifenden
Kampf um Arbeitsplätze deshalb grösser.
In Schneebelis Wahlheimat Paris laufen

derzeit die Gespräche zwischen der GE-
Konzernleitung und dem europäischen Be-
triebsrat, der Arbeitnehmervertreter aus
verschiedenen Ländern vereint. Schneebe-
li verfolgt die Gespräche nicht. Lieber ana-
lysiert er in der französischen Nationalbi-
bliothek die Wortwahl in der französi-
schen Literatur des ausgehenden 19. Jahr-
hunderts. «Das ist fast so komplex wie eine
Gasturbine», meint er schmunzelnd.

Wohl noch komplexer ist das sogenann-
te Konsultationsverfahren in Paris. Diego
Frieden, Zentralsekretär der Gewerkschaft
Syna, verfolgt es aus der Schweiz – mit ei-

ner gewissen Besorgnis. «Wir müssen
schauen, dass keine Lösung gefunden
wird, bei der ein Land auf Kosten eines an-
deren gewinnt», sagt er. Im Moment sei die
Haltung von Frankreich «nicht optimal».
Der Syna-Sekretär setzt vor allem auf eine
Zusammenarbeit mit den Vertretern aus
Deutschland, das mit einem geplanten Ab-
bau von jeder fünften Stelle fast so hart ge-
troffen wird wie der Aargau.

Ohne Einigung kein Abbau
Zwar werden die länderspezifischen Ver-

handlungen gleichzeitig in der Schweiz ge-
führt. Paris ist aber insofern wichtig, als
die hiesigen Angestellten dort quasi vom
viel strengeren französischen Arbeitsrecht

profitieren. Konkret: Solange das Verfah-
ren in Paris nicht abgeschlossen ist, darf
GE auch hier keine Entlassungen vorneh-
men, die mit der Restrukturierung zusam-
menhängen. «Wir können sicher von einer
gewissen Sperre oder Verzögerung profi-
tieren», sagt Frieden. Entscheidend sei,
welche Verpflichtungen GE in der Schweiz
eingehe. Dass es nach der Übernahme we-
gen Überlappungen zu einem Stellenabbau
kommt, kann er verstehen. Nicht aber,
dass GE keine konkreten Signale aussen-
det, am Standort Schweiz zu investieren.
«Die Mitarbeiter haben jahrelang viel er-
wirtschaftet und verdienen nach den 20-
monatigen Übernahmegesprächen mehr
als vage Ankündigungen», sagt er.

Zeit, um über Lösungen zu diskutieren,
ist genug vorhanden. Laut Thomas Bauer,
einem der drei Schweizer Arbeitnehmer-
vertreter im 25-köpfigen europäischen Be-
triebsrat, wird das Konsultationsverfahren
in Paris mindestens sechs Monate dauern.
Die grösste Delegation stellt Frankreich.
Das spiele aber keine Rolle, meint Bauer:
«Wir haben die gleichen Interessen, näm-
lich Jobs der Mitarbeitenden zu erhalten.»
In einer Mitteilung kündigt der Betriebsrat
an, die Abbaupläne von GE bei Alstom ent-
schieden zu bekämpfen. Man werde alles
unternehmen, um die bedrohten Jobs zu
retten, obwohl GE brutal vorgehe und ver-
suche, den Abbau schnell durchzuziehen.
Die Arbeitnehmervertreter kritisieren, der
Plan von GE sei primär darauf angelegt,
Kosten zu reduzieren, statt dem Unterneh-
men eine Perspektive zu geben.

VON PETER BRÜHWILER

Der Planungsverband Baden
Regio, dem 26 Gemeinden
angehören, bedauert den
geplanten Stellenabbau bei
Alstom. Dieser bedeute auch
eine «Schwächung unserer
Region», teilt der Verband mit.
Präsident und CVP-Grossrat
Markus Dieth, zugleich auch
Gemeindeammann von Wet-
tingen, sagt: «Der Stellenab-
bau bedeutet einen markan-
ten Einschnitt in den Arbeits-
markt der Region.» Dieth
ergänzt: «Viele Einzelschick-
sale hängen daran, Baden
Regio ist tief betroffen.»

«Schwächung
unserer Region»
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Einen Bericht zur Demo in Baden
finden Sie heute Nachmittag
auf www.aargauerzeitung.ch

«Baden hatte als Kompetenz-
zentrum für Alstom einen ganz
anderen Stellenwert als heute
für GE, das ja auch an anderen
Orten Turbinen produziert.»
Paul Schneebeli
ehemaliger Alstom-Länderchef Schweiz

Noch vor wenigen Jahren schien das Turbinengeschäft – hier die Produktionshalle in Birr – für Alstom ein lukratives Geschäft zu sein, inzwischen ist die Nachfrage deutlich gesunken. GAETAN BALLY/KEYSTONE
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Herr Hofmann, was hat die
Politik in den zehn Tagen seit der
GE-Schocknachricht getan?
Urs Hofmann: Der Regierungsrat hat
gegenüber GE nochmals seine Betrof-
fenheit und sein Bedauern über den an-
gekündigten Stellenabbau ausgedrückt,
aber auch seine grosse Überraschung
über dessen Ausmass. Er erwartet von
GE konkrete Massnahmen zur Reduk-
tion des Stellenabbaus. Auch haben wir
geeignete Strukturen geschaffen, um
die anstehenden Fragen zu bearbeiten.
Der Regierungsrat hat bereits am 13. Ja-
nuar eine Task-Force eingesetzt.

Wie weit ist sie?
Sie hat ihre Arbeit umgehend aufge-
nommen und wird eng mit den Arbeit-
nehmervertretungen, der GE-Führung,
den Standortgemeinden, dem Bund,
kantonalen Wirtschaftsorganisationen
sowie weiteren Partnern zusammenar-
beiten. Verschiedene Treffen und Ge-
spräche haben bereits stattgefunden,
zahlreiche weitere sind vereinbart.
Auch haben wir ein Gespräch zwischen
Bundespräsident Johann Schneider-
Ammann und dem Chef von GE-Power,
Steve Bolze, am WEF initiiert, das am
Donnerstag stattgefunden hat.

Welche Möglichkeiten hat die Regie-
rung im Konsultationsverfahren?
Die Personalvertretung von GE kann
Vorschläge zur Verhinderung oder Min-
derung der Stellenreduktion einrei-
chen. Dieser Prozess läuft voraussicht-
lich bis Mai 2016. Die Task-Force wird
sich in diesen Prozess einbringen, aber
auch direkt bei GE auf eine Begrenzung
des Stellenabbaus hinwirken. Nebst die-
sen Bemühungen zum Erhalt von mög-
lichst vielen Stellen wird sich der Regie-
rungsrat für sozial verträgliche Lösun-
gen für die vom Stellenabbau betroffe-
nen Mitarbeitenden einsetzen. Hier
steht GE in der Pflicht.

Wird die Aargauer Regierung von
einer Weltfirma mit Sitz in den USA
denn wirklich wahrgenommen?
In der Tat war der Aargau vor andert-
halb Jahren für GE ein weisser Fleck auf
der Landkarte. Wir haben seither den
Vertretern von GE in zahlreichen Ge-
sprächen die Vorteile des Standortes
Aargau aufgezeigt.

Und was hat es gebracht?
Es ist kein Zufall, dass GE gerade im
Aargau – konkret in Baden – erstmals in
ihrer Firmengeschichte zwei globale
Hauptquartiere ausserhalb den USA an-
gesiedelt und wiederholt ihr Interesse
an einer Weiterentwicklung des Stand-
ortes Aargau bekräftigt hat. Dies, nach-
dem ursprünglich von einer Totalaufga-
be der Geschäftstätigkeit in der Schweiz
die Rede war und im Frühjahr 2014 das
Schlimmste befürchtet wurde.

Wie verteidigen Sie den Werkplatz?
Der Regierungsrat hat GE die hohe Qua-
lität und die enorme Leistungsbereit-
schaft der Mitarbeitenden in unserem
Kanton aufgezeigt. Und wir haben die
vorzüglichen Möglichkeiten präsentiert,
wie das Unternehmen den Industrie-
Cluster Aargau für die eigene For-
schungs- und Entwicklungstätigkeit nut-
zen kann. Dazu gehören Kooperations-
möglichkeiten im neuen Innovations-
park innovAARE sowie mit dem Paul-
Scherrer-Institut PSI, einer der weltweit
führenden Forschungsinstitutionen im
naturwissenschaftlich-technischen Be-
reich. Mit Hightech Aargau steht zudem
eine optimale Plattform für die Vernet-
zung mit weiteren Forschungs- und Bil-
dungsinstitutionen sowie mit unseren
KMU zur Verfügung.

Ist die Botschaft über unseren
Werkplatz bei GE angekommen?
Ja, davon bin ich überzeugt. Dies zeigte
auch der Besuch des Chefs des europäi-
schen Forschungszentrums von GE in
München am PSI. Er hat übrigens an
der ETH Zürich habilitiert und kennt
unsere Qualitäten.

Kann man über die bedrohten Stel-
len verhandeln, oder ist das aus
Sicht von GE in Stein gemeisselt?
Die Personalvertretung wurde von GE
ausdrücklich aufgefordert, im Rahmen
der Konsultation Vorschläge zur Verhin-
derung oder Minderung der beabsich-
tigten Restrukturierung zu unterbrei-
ten. Die Erfahrung zeigt, dass grosse Re-
strukturierungen, wie die von GE ange-
kündigte, äusserst komplex sind und oft
mit Planannahmen gearbeitet werden
muss. Für uns ist diese Zahl also nicht
in Stein gemeisselt.

Wie geht es denn jetzt weiter?
Es ist eine vorrangige Aufgabe der Task-
Force, die vorhandenen Informationen
zu analysieren und zusammen mit den
Arbeitnehmervertretungen und dem
Unternehmen Massnahmen zu prüfen,
die zu einem geringeren Stellenabbau

führen. Dazu gehört auch die Frage, ob
durch Kurzarbeit Arbeitsplätze erhalten
werden können. Auch wenn die Mittel
und Einflussmöglichkeiten des Kantons
beschränkt sind: Unversucht lassen
werden wir nichts.

Die Gewerkschaften fordern einen
neuen Euro-Mindestkurs. Und Sie?
Der überbewertete Franken spielte
beim GE-Entscheid nur am Rand eine
Rolle. Die Exportindustrie, auch der
Tourismus, leidet aber sehr darunter.
Die Bewährungsprobe kommt in die-
sem Jahr. Es ist sicher wünschenswert,
dass die Nationalbank mit Interventio-
nen den Franken weiter schwächt, so-
dass ein Euro bald wieder mindestens
Fr. 1.15 kostet. Ich könnte mir – das ist
meine persönliche Meinung – je nach
weiterer Entwicklung vorstellen, dass
ein neuer Mindestkurs nach einem kla-
ren Konzept ernsthaft geprüft werden
müsste.

Die Menschen sind enttäuscht,
dass Joseph Deiss, Präsident von
Alstom Schweiz, abgetaucht ist.
Joseph Deiss hat sich in den letzten ein-
einhalb Jahren sehr für den Standort
Schweiz eingesetzt. Aufgrund seiner
heutigen Funktion bei GE äussert er
sich nicht öffentlich. Am 13. Januar war
er jedoch beim Gespräch der Regierung
mit dem Schweizer Chef von GE, Paul
McElhinney, im Regierungsgebäude in
Aarau dabei.

Werden Sie heute an der Demon-
stration in Baden dabei sein?
Es gehört zu den Aufgaben der Perso-
nalvertretung und der Gewerkschaften,
sich für ihre Mitglieder einzusetzen und
alles zu unternehmen, um den drohen-
den Stellenabbau zu verhindern. Dazu
gehört auch eine Kundgebung, wie sie
in Baden stattfindet. Der Regierungsrat
hat dafür vollstes Verständnis. Seine
Aufgabe ist es, zu verhandeln und gege-
benenfalls zwischen Arbeitnehmer-
und Arbeitgeberseite zu vermitteln.

Das heisst?
In diesem Sinne setzt sich der Regie-
rungsrat mit Nachdruck auch gegen-
über GE für den Erhalt von möglichst
vielen der bedrohten Stellen sowie für
die Schaffung neuer Arbeitsplätze im
Kanton Aargau ein. Angesichts dieser
unterschiedlichen Rollen hat der Regie-
rungsrat beschlossen, keine Delegation
an die Kundgebung zu entsenden. Er si-
chert jedoch allen Betroffenen seine
Unterstützung und seine Solidarität zu.

Was würden Sie den vom Abbau Be-
troffenen zu ihren Ängsten sagen?
Ich verstehe die Unsicherheit, die Zu-
kunftsängste, aber auch den Unmut, die
Enttäuschung und die Wut der GE-Mit-
arbeitenden. Die Situation der von ei-
nem möglichen Stellenabbau betroffe-
nen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer beschäftigt und bedrückt auch
mich. Ich kann allen versichern, dass
der Regierungsrat und ich persönlich
alles in unserer Macht Stehende unter-
nehmen , um das Ausmass des Abbaus
zu verringern und die Betroffenen wir-
kungsvoll zu unterstützen.

Der kantonale Volkswirt-
schaftsdirektor äussert sich
zum Stand der Dinge im Rin-
gen mit General Electric.

Urs Hofmann: «Wir werden
nichts unversucht lassen»

VON MATHIAS KÜNG

«Der Regierungsrat
erwartet von GE konkrete
Massnahmen zur Reduk-
tion des Stellenabbaus.»
Urs Hofmann Volkswirtschaftsdirektor
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Der Aargauische Gewerkschaftsbund hat
an seiner Delegiertenversammlung eine
Resolution zum Stellenabbau bei Alstom
verabschiedet. Man sei über die geplante
Streichung von 1300 Arbeitsplätzen im
Aargau «zutiefst erschüttert». Das sei ein
schwerer Schlag für den Industriestandort
Aargau. AGB-Präsident Kurt Emmenegger
schreibt: «Dass der Konzern jetzt aus-
schliesslich auf Gewinnmaximierung aus
ist, ist enttäuschend und lässt an der GE-
Aussage zweifeln, dass sie ein ‹starker Part-
ner der Schweizer Wirtschaft› sein wollen.»

Der Gewerkschaftsbund fordert GE des-
halb auf, alles zu tun, um Arbeitslosigkeit
zu vermeiden und Stellen zu erhalten. Den
vom Abbau und der Auslagerung betroffe-
nen Angestellten müsse rasch und unbüro-
kratisch geholfen werden. GE müsse min-
destens Hand bieten für einen guten Sozial-
plan. Den Regierungsrat fordert der AGB
auf, zusammen mit dem Bundesrat den
Druck auf GE zu erhöhen «und verbindli-
che Zusagen für den Erhalt des Industrie-
standortes Aargau auszuhandeln».

Zudem müsse die Regierung vom Bun-
desrat eine entschlossene Industriepolitik
verlangen. So müsse «der schlechte Arbeit-
nehmerschutz in der Schweiz, wo es am

billigsten ist, Leute zu entlassen, dringend
verbessert werden». Nötig sei zudem ein
neuer Euro-Mindestkurs. Arbeitnehmende
und Bevölkerung ruft der AGB auf, heute
um 11 Uhr auf dem Trafoplatz Baden gegen
die GE-Abbaupläne zu demonstrieren.

AIHK gegen Doppelspurigkeiten
Die von GE geplanten Abbaumassnah-

men seien nicht nur für betroffene Arbeit-
nehmer hart. «Sie treffen auch viele Zulie-
ferer und schaffen ein Problem für die Aar-
gauer Wirtschaft.» Dies schreibt die Aar-
gauische Industrie- und Handelskammer
(AIHK). Der Aargau solle ein Industriekan-
ton bleiben, schreibt AIHK-Präsident Dani-
el Knecht. Der überdurchschnittlich hohe
Anteil von Arbeitsplätzen in diesem Sektor
sei eine der Stärken des Standorts.

Das Kernproblem von GE dürfe man
aber nicht aus den Augen verlieren: den
starken Einbruch der Nachfrage nach Gas-
turbinen. Die AIHK erachtet die kantonale
Task-Force zur Abfederung der Abbau-
massnahmen und zur Unterstützung Be-
troffener als sinnvoll und sei bereit, mitzu-
arbeiten. Die Task-Force dürfe aber keines-
falls zu Doppelspurigkeiten mit dem ge-
samtarbeitsvertraglichen Konsultationsver-
fahren führen. Interventionismus «hilft
nicht oder zumindest nicht nachhaltig, wie
das die über Jahre verfolgte französische
Industriepolitik eindrücklich belegt», hält
die Handelskammer fest. (MKU)

Die Gewerkschaft ruft zur De-
monstration auf. Die Wirtschaft
warnt vor Interventionismus.

GE soll alles tun, um
Arbeitslose zu vermeiden
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